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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Weiterleitung von EU-Mitteln an terroristische Vereinigungen1

1. EU-Mittel sind eine lebenswichtige Ressource für die vereinbarten gemeinsamen Ziele in 
den Bereichen Außenpolitik und Hilfe.

2. Insbesondere in Zeiten knapper Finanzmittel und zunehmender Besorgnis über die 
Sicherheitslage ist es wichtig, dass EU-Mittel nicht vergeudet oder missbraucht werden; 
dies wäre der Fall, wenn EU-Mittel absichtlich oder durch Fahrlässigkeit an terroristische 
Vereinigungen weitergeleitet würden.

3. Der Europäische Rechnungshof (ERH) und der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 
werden daher aufgefordert, die Empfänger umfänglicher EU-Mittel, zum Beispiel die 
Palästinensische Behörde und Pakistan, besonders zu überprüfen, da es Hinweise gibt, 
dass diese Länder terroristische Aktivitäten unterstützen.

4. Wenn Hinweise auf einen solchen Missbrauch vorliegen, wird die Kommission 
aufgefordert, die Mittel einzufrieren oder abzubauen, bis die notwendigen Überprüfungen 
und Kontrollmaßnahmen durchgeführt wurden.

5. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat, der Kommission und 
dem Europäischen Rechnungshof übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


